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Mannheim

- ISIN DE0005909006 -

- Wertpapier-Kenn-Nr. 590 900 -

Erläuterung der Rechte der Aktionäre

1 Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß Art. 56 SE-VO, § 50 Abs. 2 SE-
AG, § 122 Abs. 2 AktG

Gemäß Art. 56 SE-VO (Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001
über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) – SE-VO), § 50 Abs. 2 SE-AG (SE-
Ausführungsgesetz – SE-AG) und § 122 Abs. 2 AktG (Aktiengesetz – AktG) können Aktionä-
re, deren Anteile zusammen mindestens 5 Prozent des Grundkapitals oder den anteiligen
Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesord-
nung gesetzt und bekanntgemacht werden. Da der anteilige Betrag von EUR 500.000,00
bei der Bilfinger SE niedriger ist als 5 Prozent des Grundkapitals, genügt für ein Tagesord-
nungsergänzungsverlangen das Erreichen des anteiligen Betrags von EUR 500.000,00.
Dieser Betrag entspricht 166.667 Aktien der Gesellschaft.

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft mindes-
tens 30 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens am 15. März 2021 (24.00 Uhr
MEZ) zugehen. Wir bitten, entsprechendes Verlangen an folgende Adresse zu richten:

Bilfinger SE
Vorstand
Oskar-Meixner-Straße 1
68163 Mannheim

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden, soweit sie nicht bereits mit
der Einberufung bekanntgemacht wurden, unverzüglich nach Zugang des Verlangens im
Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei
denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europä-
ischen Union verbreiten. Sie werden außerdem im Internet unter

https://www.bilfinger.com/hauptversammlung

zugänglich gemacht.

2 Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127
AktG i.V.m. Art. 2 § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz

Aktionäre können gemäß § 126 Abs. 1 AktG bzw. § 127 AktG Gegenanträge gegen einen
Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungs-
punkt bzw. eigene Wahlvorschläge für die Wahlen von Aufsichtsratsmitgliedern oder von
Abschlussprüfern übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge werden einschließlich

https://www.bilfinger.com/hauptversammlung


2

des Namens des Aktionärs, der Begründung, die allerdings für Wahlvorschläge nicht erfor-
derlich ist, und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Internetadresse

https://www.bilfinger.com/hauptversammlung

zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung, d.h. bis spätestens 31. März 2021 (24.00 Uhr MESZ), unter der Adresse

Bilfinger SE
Vorstand
Oskar-Meixner-Straße 1
68163 Mannheim

oder per Telefax unter der Nummer: +49 (0) 621 459-2221

oder per E-Mail unter der E-Mail-Adresse: hv@bilfinger.com

zugehen und die übrigen Voraussetzungen gemäß § 126 AktG bzw. § 127 AktG erfüllt sind.

Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge,
so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen.

Gegenanträge müssen nicht zugänglich gemacht werden, wenn diese keine Begründung
enthalten. Ferner entfällt gemäß § 126 Abs. 2 AktG eine Pflicht zur Zugänglichmachung von
Gegenanträgen und deren Begründung,

· soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde
(§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AktG),

· wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der
Hauptversammlung führen würde (§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AktG),

· wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-
rende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält (§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
AktG),

· wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits
zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht
worden ist (§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AktG),

· wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in
den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Ge-
sellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptver-
sammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn ge-
stimmt hat (§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AktG),

· wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teil-
nehmen und sich nicht vertreten lassen wird (§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 AktG), oder

· wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen
von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen
(§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AktG).

Die Begründung eines Gegenantrags muss nicht zugänglich gemacht werden, wenn sie
insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.

Vorstehende Ausführungen gelten für Wahlvorschläge entsprechend, wobei Wahlvorschläge
nicht begründet werden müssen. Wahlvorschläge müssen außer in den Fällen des § 126
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Abs. 2 AktG auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn diese bei natürlichen Per-
sonen den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort, bei Gesellschaften die Firma
und den Sitz des Vorgeschlagenen nicht enthalten (§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG). Dies gilt
auch, wenn der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitglieder Angaben zu deren Mitglied-
schaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten nicht enthält (§ 125 Abs. 1 Satz 5
Halbsatz 1 AktG). Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127
AktG zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den An-
trag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert
und zur Hauptversammlung angemeldet ist (Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz (Ge-
setz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafver-
fahrensrecht, geändert durch Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesell-
schafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie Miet- und Pachtrecht – CO-
VID-19-Gesetz)).

3 Fragerecht der Aktionäre gemäß Art 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 Covid-19-
Gesetz

Gemäß § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung vom
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, einschließlich der rechtlichen
und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen, der
Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, zu ge-
ben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforder-
lich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftsverweigerungsrechte
sind in § 131 Abs. 3 AktG aufgeführt.

Das vorstehend genannte Auskunftsrecht besteht in der am 15. April 2021 stattfindenden
ordentlichen virtuellen Hauptversammlung nicht. Stattdessen wird den Aktionären nach ord-
nungsgemäßer Anmeldung für die virtuelle Hauptversammlung ein Fragerecht im Wege der
elektronischen Kommunikation eingeräumt (Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-
Gesetz).

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Fragen bis spätes-
tens einen Tag vor der Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzu-
reichen sind (Art. 2 § 1 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des COVID-19-Gesetzes). Das bedeutet,
dass die Fragen bis spätestens zum 13. April 2021 (24.00 Uhr MESZ), unter Nutzung des
passwortgeschützten Online-Services unter der Internetadresse

https://www.bilfinger.com/hauptversammlung

eingehen müssen. Die notwendigen Zugangsdaten für den Online-Service können die Akti-
onäre der per Post übersandten Zugangskarte entnehmen. Bitte setzen Sie sich daher im
eigenen Interesse möglichst frühzeitig mit Ihrem depotführenden Institut in Verbindung, um
eine frühzeitige Anmeldung und einen rechtzeitigen Erhalt der Zugangskarte sicherzustel-
len.

Bitte beachten Sie, dass ausschließlich Fragen in deutscher Sprache berücksichtigt werden.
Bei der Beantwortung von Fragen während der Hauptversammlung wird der Name des Fra-
gestellers nur offengelegt, wenn mit der Übermittlung der Frage ausdrücklich das Einver-
ständnis zur Offenlegung des Namens erklärt wurde.
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Es wird besonders darauf hingewiesen, dass der Vorstand im Einklang mit Art. 2 § 1 Abs. 2
Satz 2 Halbsatz 1 des COVID-19-Gesetzes nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen ent-
scheidet, wie er Fragen beantwortet.

4 Widerspruchsrecht der Aktionäre gemäß Art 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Covid-
19-Gesetz

Unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung wird Aktionä-
ren, die ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen Kommunikation (Briefwahl) oder über
Vollmachtserteilung ausgeübt haben, die Möglichkeit eingeräumt, Widerspruch gegen Be-
schlüsse der Hauptversammlung zu erklären. Entsprechende Erklärungen sind der Gesell-
schaft über den passwortgeschützten Online-Service unter der Internetadresse

https://www.bilfinger.com/hauptversammlung

zu übermitteln und sind ab Beginn der Hauptversammlung bis zu deren Ende, das heißt de-
ren Schließung durch den Versammlungsleiter, möglich.
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